
Am 30. November 08 kommen 
gleich zwei drogenpoliti-
sche Sachgeschäfte zur Ab-
stimmung: die Revision des 
Betäubungsmittelgesetzes 
und die Hanfinitiative. 

Die Btmg-Revision war ein äusserst zähes 
Ringen um Kompromisse; immerhin hat 
es das sogenannte Viersäulen-Konzept ge-
schafft, aufgenommen zu werden. Was unter 
anderem bedeutet, dass die seit gut 20 Jah-
ren praktizierte Heroinabgabe endlich eine 
gesetzliche Basis bekommt. Elemente wie 
die Schadensminderung oder die Überle-
benshilfe  sorgen dafür, dass die Abstinenz-
Orientierung nicht mehr der einzige Ansatz 
der Drogenhilfe ist. Dies alles ist zwar noch 
weit weg vom Ziel der Droleg, einen sinn-
vollen Umgang mit Suchtmitteln nicht mit-
tels Verboten und Repression zu erreichen; 
trotzdem ist es ein Schrittchen in die richtige 
Richtung.

Rückfall in frühere Zeiten... !?
Überraschendes hat sich bezüglich des Um-
gangs mit Hanf entwickelt.
Erinnern wir uns: Vor 10 Jahren, in der Zeit 
der Abstimmung zur DroLeg-Initiative, wa-
ren sich fast alle einig, dass die Aufhebung 
der Prohibition in Bezug auf Hanf gute 
Chancen gehabt hätte, angenommen zu 
werden. Innerhalb der Droleg gab es sogar 
einige, die es schade fanden, dass wir nicht 

verschiedene Varianten gleichzeitig lanciert 
haben, also eine radikale wie es die Droleg-
Initiative war und eine «mildere», in der z.B 
der Umgang mit Hanf liberaler gehandhabt 
wird. Entsprechende Umfragen zeigten, 
dass diese Einschätzung damals nicht nur 
Wunschdenken war.

Und jetzt, 10 Jahre später, hat sich manches 
wieder verhärtet. Momentan werden die 
Chancen der Hanfinitiative sehr pessimis-
tisch eingeschätzt, bei Befürwortenden wie 
bei Ablehnenden. 
Was ist passiert? Eine genaue Analyse gibt 
es nicht, es sind nur Spekulationen möglich. 
Sicher haben die verschiedenen Kampagnen 
der GegnerInnen manche verunsichert. Die 
Blickmässig lancierten Parolen wie «Massi-
ve Gefahren durch immer höheren THC-
Gehalt» oder «Immer mehr dauerbekiffte 
SchülerInnen» und ähnliche arbeiteten mit 
den wohlbekannten Taktiken: Verallgemei-
nerungen, Verunsicherung auslösen undso-
weiter.
Aber auch die Befürwortenden eines Ab-
baus der Repression haben ein bisschen 
geschlafen. Es wurden kaum mehr Ausein-
andersetzungen geführt, sachliche Aspekte 
oder auch Auswirkungen der Repression 
(z.B. Lehrstellenverlust nach einmaligem 
Konsum) wurden öffentlich kaum je disku-
tiert. 

Das Interview mit dem Präsidenten der 
eidgenössischen Kommission für Drogen-
fragen, Herrn Dr. François van der Linde 
und der Artikel «Das Scheitern der Schwei-

zer Drogenpolitik» von Roger Liggenstorfer 
vom Nachtschatten Verlag zeigen weitere 
Aspekte dieser Entwicklung.

30. November: Abstimmung 
zur Hanfintiative 
Im Initiativkomitee der Hanfinitiative sitzen 
zwar PolitikerInnen aus fast allen Parteien 
(sogar der SVP!); trotzdem ist davon auszu-
gehen, dass nur wenige Parteien diese unter-
stützen werden. Und auch die Fachverbän-
de geben zwar mehrheitlich die JA-Parole 
heraus, werden sich aber mit bescheidenen 
Mitteln und Ressourcen v. a. auf die Btmg-
Revision konzentrieren.
Es ist sehr wichtig, in dieser Situation we-
nigsten dafür zu sorgen, dass ein Fiasko ver-
hindert werden kann, also den Ja-Stimmen-
Anteil möglichst hoch zu bringen, so dass 
nicht-repressive Ansätze mittelfristig eine 
Chance behalten.

Auch wir von der Droleg haben nicht die 
Mittel, eine wirkliche Kampagne zu führen. 
Wir konzentrieren uns deshalb darauf, ei-
nerseits lokale Aktivitäten wie Podiumsge-
spräche, Leserbriefe etc. mitzutragen. An-
dererseits wollen wir durch entsprechende 
Materialien argumentativ das eine und an-
dere einbringen. Diese Unterlagen werden 
sich v. a. an Aktive richten.

Wir hoffen natürlich, dass möglichst viele 
Droleg – Mitglieder dies auch mittragen und 
auch in ihren Umfeld das Thema angehen. 

Für den Droleg Vorstand Renato Maurer
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Die Bilder vom Lettenpark schockierten – 
und mit den Heroinabgabe-Programmen 
begab man sich auf neue Wege: internatio-
nal zuerst äusserst kritisch beobachtet, fand 
dieser durch wissenschaftliche Ergebnisse 
bestätigte Ansatz viele Nachahmungen. Die 
akzeptierende Haltung, die Sucht als Krank-
heit und den Drogenkonsum als eine gesell-
schaftliche Realität anerkennt, erhielt breite 
Zustimmung. 

Die vier Säulen der Drogenpolitik (Präven-
tion, Therapie, Schadensminderung und 
Repression) bekamen ihre Konturen, und 
das BAG bereitete eine Gesetzesrevision 
vor, unterstützt von allen in der Drogenpo-
litik involvierten Kreisen und Fachleuten. 
Mit entsprechenden Vernehmlassungen ging 
diese in die nächsten politischen Phasen. 

Der Bundesrat, der sonst eher konservativere 
Ständerat und die vorberatenden Kommis-
sionen waren mehrheitlich für die Umset-
zung auf Gesetzesebene. Der Nationalrat, 
der sich sonst durch rasche Lösungen an-
stehender Probleme auszeichnet, ging erst 
aufgrund wahlpolitischer Umstände nicht 
auf das Geschäft ein. Erste Verunsicherun-
gen machten sich breit. Hanf wurde zuneh-
mend zum eigentlichen drogenpolitischen 
Thema. Mit Hanf-Duftkissen und weiteren 
neuen Verkaufsideen wurde das noch gülti-
ge Gesetz umgangen oder neu interpretiert. 
Die rechtliche Unsicherheit seitens der Be-
hörden war gross; man stand dem schnell 
aufkommenden Phänomen der professionel-
len Hanfvermarktung zuerst ohnmächtig 
gegenüber. 

«Erste Verunsicherungen 
machten sich breit.»

Die je nach Kanton unterschiedliche, mehr-
heitlich jedoch tolerante Haltung wurde mit 
einer zukünftig gesetzlich abgestimmten 
Praxis gerechtfertigt. Die Hanfkonsumen-
ten wie auch die Hanfproduzenten fühlten 
sich zunehmend bestätigt, insbesondere 
dadurch, dass vom Hanfhandel Mehrwert-
steuer eingefordert und in einzelnen Kanto-
nen diesen Betrieben Arbeitslose vermittelt 
wurden - sogar im sonst drogenpolitisch 
repressiven Kanton Aarau. Die Hanfshops 
genossen mehrheitlich eine Duldung, die 
einer vorweggenommenen Legalisierung 
gleichkam. Dies erzeugte spezielle Blüten, 
nicht nur die des Hanfes: Mit sämtlichen 
Vorteilen des illegalen Marktes – keine Qua-
litätskontrollen, bis auf wenige Ausnahmen 
keine Steuerbelastungen, kein einschränken-
der Konsumentenschutz etc. konnte ein noch 
illegalisiertes Produkt von einem legalen 
Marktzugang in einer besonders rentablen 
Art profitieren. Die Ausgangslage konnte 
nicht besser sein, um gewiefte Geschäf-
temacher anzuziehen – zunehmend auch 
mafiaähnliche Organisationen – und wurde 
entsprechend genutzt, um enorme Gewinne 
in diesem schnell wachsenden Markt zu er-
zielen. War es ihnen zu verübeln, wenn die 
Rahmenbedingungen derart vorteilhaft wa-
ren? Wieso war dies möglich und wurde zu-
gelassen? Wo wurden die Weichen für diese 
Fehlentwicklung gestellt?

Erstens hat es das BAG verpasst, frühzeitig 
entsprechende Präventionskampagnen zu 
planen und umzusetzen, wie dies bei je-
dem legalen Genussmittel der Fall ist, um 
dem Missbrauch entgegenzutreten und 
insbesondere dem Jugendschutz gerecht zu 
werden. Bei einer Substanz wie dem Hanf 
sollten, um die Ängste der Bevölkerung zu 
entkräften, noch viel umfassendere Kampag-
nen geführt werden. 

Die Zurückhaltung ist teilweise verständ-
lich, da sich das BAG in dieser Zeit auf einer 
Gratwanderung befand – zwischen konser-
vativen Kreisen, die jeden nur erdenklichen 
Vorwand aufgriffen, um den eingeschla-
genen Weg zu kritisieren und in Verruf zu 
bringen, und Drogenfachleuten, die eine 
rasche Umsetzung des Vier-Säulen-Modells 
vorantreiben wollten. Es bestand auch eine 
Verunsicherung darüber, ob ein illegales 
Genussmittel bereits wie die legalen behan-
delt werden könne.

Zweitens hätte eine Übergangsregulierung 
politisch umgesetzt werden sollen und wäre 
zwingend gewesen, um den Hanfmarkt 
nicht einem unkontrollierten freien Markt 
zu überlassen, der in der Folge die Stim-
mung im Volk negativ beeinflusste und das 
Desaster in der Drogenpolitik einleitete.  
Aber auch hier stellte sich die Frage der 
Machbarkeit: Darf einer erst beabsichtigten 
Gesetzesrevision mit einer Übergangsregu-
lierung vorgegriffen werden? Wäre der Wil-
le tatsächlich vorhanden gewesen – wie es 
bei der kontrollierten Heroinabgabe, bevor 
sie gesetzlich verankert wurde, der Fall war,  

hätte sich eine solche Lösung auch beim 
Hanf realisieren lassen. Der unkontrollierte 
Markt wurde international immer heftiger 
kritisiert, die Schweiz kam unter Druck. 
Süddeutschland und Teile Westfrankreichs 
wurden durch die Nordschweiz mit Hanf 
versorgt, und Norditalien deckte sich im 
Tessin ein. Auch in der Schweiz verstärkten 
sich die Probleme: In liberalen Städten wie 
Basel entstanden innert kurzer Zeit über 
100 Hanfläden – für Basel selbst eindeutig 
zuviele. Für Eltern minderjähriger Jugend-
licher stellte sich die Frage, ob drei bis vier 
Hanfläden im Umkreis einer Schule noch 
akzeptierbar sind. Diese Umstände trugen 
dazu bei, die tolerante Haltung gegenüber 
dem Hanf zu verändern. 

Als die Situation von Lehrern thematisiert 
wurde – allerdings ohne Absicht, die lau-
fende Revision zum Kippen zu bringen, war 
das für die Prohibitionisten ein gefundenes 
Fressen. Die durch den professionalisierten 
Hanfanbau gestiegenen THC-Werte wur-
den mit einer fragwürdigen Inszenierung 
durch einen gewissen Werner Bernhard von 
der Uni Bern dramatisiert. In einer Kas-
sensturz-Sendung wurde das Produkt als 
hochpotenter Hanf, vergleichbar mit harten 
Drogen, dargestellt.

Das mit höchst zweifelhaften THC-Messme-
thoden untersuchte Hanf durfte in der Folge 
nicht ein zweites Mal analysiert werden, im 
Wissen darum, dass sie falsch waren. Denn 
nicht alle im Hanf messbaren THC-Inhalte 
sind auch psychoaktiv; sie wurden aber 
ebenso gemessen und als solche vermittelt.

Wer sind aber diese Prohibitionisten, die 
offenbar gut organisiert und mit viel Geld 
einiges bewegen konnten?
Es sind dies in erster Linie fundamentalis-
tisch orientierte Moralisten, selbsternannte 
populistische Saubermänner und nachah-
mende Frauen, die in den üblichen Schwarz-
weiss-Rastern denken. Selbst geben sie vor, 
die Gesundheit der Jugendlichen stehe im 
Mittelpunkt ihres Interesses. 

«Wer sind aber diese Pro-
hibitionisten, die offenbar 
gut organisiert und mit 
viel Geld einiges bewegen 
konnten?»

Das mag von einigen tatsächlich auch gut 
gemeint sein, aber sie verkennen, dass sie 
mit ihrer Politik das Gegenteil erreichen: 
Durch die erneute Illegalisierung des Han-
dels ist ein bewusster Umgang mit der Dro-

gen unmöglich, und dem Missbrauch wird 
dadurch erst recht Tür und Tor geöffnet. Mit 
ihrer Politik der absoluten Repression spie-
len sie dem Schwarzmarkt und dessen Ex-
ponenten, konkret der Mafia und ähnlichen 
Organisationen, erst recht in die Hände. De-
ren Dank ist ihnen sicher...

Auffallend ist, dass diese Anti-Drogen-
Krieger (deren Vorbild die amerikanische 
«Krieg-den-Drogen»-Hysterie bildet) gut 
organisiert sind. Die professionelle Lobby-
arbeit innerhalb des Bundeshauses (mas-
senhafte E-Mail- und aufwändige Broschü-
ren-Propaganda) und ihr systematisches 
Vorgehen erinnert  an die Arbeit ehemali-
ger VPM-Aktivisten. Hat sich schon einmal 
jemand gefragt – insbesondere engagierte 
Journalisten, wo diese ehemaligen VPM-
Vertreter heute aktiv sind? Diese in psycho-
logischer Menschenkenntnis erprobten ha-
ben gelernt, geschickt versteckt zu agieren. 
Aber könnte es auch sein, dass diese Leute 
die Fäden im Hintergrund ziehen? Dass die 
Nationalräte, die einen Entscheid hätten 
fällen sollen, massiv von Propagandisten 
beeinflusst wurden, ist mir von diversen 
Nationalräten bestätigt worden.

«Mit ihrer Politik der ab-
soluten Repression spielen 
sie dem Schwarzmarkt und 
dessen Exponenten, kon-
kret der Mafia und ähnli-
chen Organisationen, erst 
recht in die Hände.»

Ebenso ist ein internationaler Druck, ins-
besondere aus den USA, belegbar. Es durfte 
nicht sein, dass eine relativ harmlose Subs-
tanz in einem kleinen Land wie der Schweiz 
legal wird – es wäre ein falsches Zeichen in 
die falsche Richtung, das die massiven Ge-
winne der internationalen Profiteure der 
Drogenverbote schwinden lassen würden. 
Oder anders ausgedrückt: Wer heute gegen 
die Legalisierung der Drogen ist, steht im 
Verdacht, an der Prohibition zu verdienen!

Tatsache ist: Seit die Hanfläden verschwun-
den sind, und die Verfolgung der Betreiber 
verstärkt wurde, hat sich die Marktsituation 
extrem verschlechtert. Die Preise sind ge-
stiegen, eine Qualitätskontrolle wird ver-
unmöglicht, gestrecktes und verunreinigtes 
Grass (u.a. mit Blei und Pestizidien konta-
miniert!) taucht auf dem Schwarzmarkt auf. 
Man behandelt Hanf heute analog zu den 
harten Drogen, und Konsumentenschutz 
scheint bei illegalisierten Genussmitteln so-

wieso ein Fremdwort zu sein.
  Das Scheitern der Schweizer 

Drogenpolitik
Oder wieso Hanf plötzlich zu 
den harten Drogen gezählt wird

Abstimmungs-
prarolen der 
DroLeg am
30. November 
2008:

Initiative «Für eine vernünftige 
Hanf-Politik mit wirksamem  Jugend-
schutz» und Betäubungsmittelrevision
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Von Roger Liggenstorfer, im Juni 2008

Die Drogenpolitik der Schweiz hat sich in den letzten Jahrzehnten durch ein prag-
matisches Vorgehen ausgezeichnet. Man sass zusammen, diskutierte und suchte Lösun-
gen, um den betroffenen Menschen zu helfen. 

buchhinweis

Hrsg. M. Broeckers, L. Zimmer, J.P. Morgan 

CANNABIS MYTHEN – 
CANNABIS FAKTEN 
Eine Analyse der wissenschaftlichen 
Diskussion

Dieses Buch bringt die gängigen 
Argumente der Gegner einer Canna-
bisreform auf den Punkt und zeigt: 
Die Einwände der Reformgegner 
basieren nicht auf Fakten, sondern auf 
Mythen. Gerade für die anstehenden 
Abstimmungen in der Schweiz und die 
umstrittene Cannabisliberalisierung in 
Europa ist dieses Buch besonders wich-
tig: als fundierte Argumentationshilfe 
und als objektiver Diskussionsbeitrag.

Nachtschatten Verlag, 272 Seiten, ISBN 
978-3-03788-120-0, Broschur, Fr. 39.80

Buch zur 

Abstimmung



Der Bericht der Eidgenössischen Kommis-
sion für Drogenfragen «Von der Politik der 
illegalen Drogen zur Politik der psychoakti-
ven Substanzen» ist ziemlich  radikal, aber 
er wurde bis jetzt noch kaum diskutiert, 
weder in der Öffentlichkeit noch in Fach-
kreisen. Warum? Interessiert Drogenpolitik 
unsere Gesellschaft nicht mehr?

	 Ja, in der Öffentlichkeit wurde der Bericht 
leider noch kaum diskutiert. Das ist in der 
Tat enttäuschend und hängt schon damit 
zusammen, dass das Drogenproblem nicht 
mehr im Brennpunkt des öffentlichen Inter-
esses steht.  Aber in Fachkreisen wurde er 
sehr wohl wahrgenommen. Insbesondere 
das Würfelmodell, also die Idee alle psy-
choaktiven Substanzen aus einer überge-
ordneten Sicht zu betrachten und zugleich 
die verschiedenen Konsummuster und die 
Gefährlichkeit der Substanzen in Betracht 
zu ziehen. Diese Idee ist sehr gut aufgenom-
men worden (an Tagungen im Ausland wur-
de sogar der Begriff «swiss cube» geprägt); 
das ist mehr als ich erwartet habe. Über die 
aus dieser Betrachtung abgeleiteten Fol-
gerungen und Empfehlungen wurde auf 
politischer Ebene und in der Bevölkerung 
bisher allerdings noch kaum gesprochen. 
Bemerkenswert ist aber, dass eine staatliche 
Kommission hier in der Schweiz überhaupt 
so einen Entwurf machen darf; in vielen an-
deren Ländern wäre das kaum denkbar.

im Ausland wurde sogar 
der Begriff «swiss cube» 
geprägt

Wir haben heutzutage eine sehr wider-
sprüchliche Einstellung zu den von Ihrer 
Kommission so bezeichneten «psychoakti-
ven Substanzen» (für die wir bezeichnen-
derweise leider auch keinen volkstümli-
chen Begriff haben): Einerseits sind es die 
verbotenen Substanzen, die «Drogen» im 
engeren Sinne, die nach wie vor verteufelt 
werden, zum andern die traditionellen, in 
unserer Kultur akzeptierten «Genussmit-
tel», und schliesslich haben wir die Subs-
tanzen aus dem immer grösser werdenden 
medizinisch-pharmazeutischen Bereich, 
die trotz strenger Regelung neben und un-
ter dem Deckmantel der Medizin ebenfalls 
ein weitgehend  tabuisiertes Suchtproblem 
darstellen. Die psychoaktiven Substanzen 
sind in der öffentlichen Wahrnehmung also 
in drei ganz verschiedene Schubladen ver-
teilt. Wie kann unter diesen Umständen 
eine kohärente Drogenpolitik überhaupt in 
Angriff genommen werden?

	 Kurzfristig ist das nicht möglich; wir ha-
ben eine sehr langfristige Perspektive im 
Auge (der Arbeitstitel dieses Berichtes hiess 
seinerzeit «psychoaktiv 2015»). Entwicklun-
gen dieser Art brauchen sehr viel Zeit. Ein 
typisches Beispiel ist die öffentliche Wahr-
nehmung des Tabakrauchens: In den 50er 
Jahren des letzten Jahrhunderts wurde die 
Schädlichkeit des Rauchens wissenschaft-
lich erwiesen, aber erst heute wird diese 
Tatsache von einer breiten Öffentlichkeit so 
wahrgenommen, dass entsprechende Mass-
nahmen politisch durchsetzbar werden. In 
der Drogenpolitik waren es immer die Fach-
leute, die eine Veränderung initiierten; sie 

waren und sind auch heute der öffentlichen 
Meinung um Jahre voraus. 
In der Bevölkerung werden Drogen immer 
noch sehr stark mit moralischen Werturtei-
len verbunden; wir müssen versuchen, die 
Leute von dogmatischen Meinungen wie 
«Drogen sind schlecht» wegzubringen. Wir 
müssen zur Kenntnis nehmen, dass wir in 
der Schweiz in einer sehr pluralistischen 
Gesellschaft leben, in der sich keine Mehr-
heiten für irgendeine einseitige Drogen-
politik finden lassen (weder «Jugend ohne 
Drogen» noch DroLeg hatten seinerzeit eine 
Chance). Wir können deshalb nur pragma-
tisch versuchen in den einzelnen Problem-
bereichen Verbesserungen zu erreichen, 
die sowohl für die Betroffenen wie auch 
für die Gesellschaft als Ganzes akzeptabel 
sind. Unter dem Leidensdruck der grossen 
offenen Drogenszenen der Neunzigerjahre 
ist hier in der Schweiz einiges erreicht wor-
den – man denke z.B. an den Spritzentausch 
im Rahmen der Aidsprävention und an die 
heroingestützte Behandlung. Wir waren da-
mals in  Drogenfragen deshalb auch viel of-
fener als unsere Nachbarn und sind es zum 
Teil heute noch. Die Entscheidungsfreiheit 
des erwachsenen Individuums in Fragen des 
Konsums von psychoaktiven Substanzen 
wird bei uns höher gewichtet als ein umfas-
sender Schutz durch den Staat. 

Die Öffnung des Suchtmittelspektrums 
provoziert die Verteidiger von alten Tradi-
tionen,  von subventionierten Wirtschafts-
zweigen, aber auch die Ärzte als Hüter der 
Psychopharmaka. Wie gewinnt man die 

Zur Person 
Dr. med. François van der Linde ist 
Präsident  der Eidgenössischen Kom-
mission für Drogenfragen und ehema-
liger Präventivmediziner des Kantons 
St. Gallen. Viktor Gorgé ist Vater 
eines drogenabhängigen Kindes, war 
lange Zeit im Vorstand des Verbandes 
der Eltern- und Angehörigenvereini-
gungen Drogenabhängiger VEVDAJ und 
ist seit langer Zeit Vorstandsmitglied 
der DroLeg. 

Akzeptanz dieser Kreise? Und wie vermei-
det man, dass aus dieser Sicht bloss neue 
rigorose Verbotsregelungen im bisher lega-
len Bereich entstehen (s. die gegenwärtige 
Antitabakkampagne)?

	 Wir müssen die Schädlichkeit der Sub-
stanzen aus medizinischer und auch aus 
sozialer Sicht sehr differenziert betrachten. 
Der Tabak ist da ein gutes Beispiel: Tabak ist 
eine körperlich sehr schädigende Substanz 
und müsste aus dieser Sicht eigentlich ganz 
verboten werden. Die heute geforderten 
Einschränkungen sind daher durchaus ge-
rechtfertigt, da sie ja vor allem den Jugend-
schutz betreffen und zudem die Schädigung 
Dritter, d.h. das Passivrauchen, vermeiden 
wollen. Gegenüber dem aggressiven Verhal-
ten noch vor zehn Jahren ist die Tabakin-
dustrie heute sehr zahm geworden. 
Sie fördert heute sogar Präventionsprogram-
me und versucht sich dadurch weisszuwa-
schen. Auch beim Alkohol müssen wir die 
Gefahrensituationen genauer anschauen 
und, wo nötig, Einschränkungen verordnen. 
Mässiger Alkoholkonsum ist für die grosse 
Mehrheit erwachsener Menschen kaum eine 
Gefahr. Hier steht der Jugendschutz und die 
Verhütung von Alkoholkonsum in unange-
brachten Situationen (z.B. Strassenverkehr) 
im Vordergrund. Bei den Medikamenten 
haben wir einen  heute schon umfassend 
reglementierten Bereich (Rezeptpflicht  
bzw. Unterstellung einer Substanz unter 
das Betäubungsmittelgesetz). Aber neue 
psychoaktive Substanzen sind im kommen, 
z.B. Medikamente, die uns helfen, den Leis-
tungsdruck besser zu ertragen. 
Solche Substanzen sind zwar heute noch 
reglementiert, dies kann aber umgangen 
werden: Über das Internet entwickelt sich 
hier ein neuer schwarzer Markt. Hier wird 
ein wichtiges Drogenproblem der Zukunft 
liegen. Man wird auch in diesem Bereich 
versuchen müssen, die Erhältlichkeit einzu-
schränken, aber einen gewissen Missbrauch 
wird man nicht vermeiden können. Verbote 
mit strafrechtlicher Verfolgung nützen da 
gar nichts. Es gibt natürlich überall Fanati-
ker, die alles verbieten und reglementieren 
möchten; aber das führt in unserer pluralis-
tischen Gesellschaft nicht zum Ziel.

Tabak ist eine körperlich 
sehr schädigende Substanz 
und müsste aus dieser Sicht 
eigentlich ganz verboten 
werden.

Wenn wir schon psychoaktive Substanzen 
konsumieren, dann sollten wir das auf 

möglichst risikofreie Weise tun. Auch die-
se zentrale Empfehlung Ihres Berichtes hat 
einen schweren Stand in einer Gesellschaft, 
die das Ausserordentliche, den Kick oder 
explizit das Risiko sucht. Risikoarmer Ge-
brauch erfordert Traditionen und Rituale, 
eine differenzierte hedonistische Kultur – 
alles Dinge, die in unserer schnelllebigen, 
stressigen Zeit und angesichts globaler Be-
liebigkeit immer weniger gepflegt werden.  
Was bedeuten diese Erkenntnisse für die 
Praxis, insbesondere für die Präventions-
arbeit?

	 Es braucht einerseits traditionelle Auf-
klärung. Sowohl Jugendliche als auch Er-
wachsene sollten wissen, welches die Risi-
ken sind, die sie eingehen. Bei Erwachsenen 
liegt es dann in der Eigenverantwortung des 
Einzelnen unter der Voraussetzung, dass 
keine Dritte gefährdet sind. Bei minderjäh-
rigen Jugendlichen kann diese Eigenverant-
wortung noch nicht vorausgesetzt werden. 
Hier sind wirksame Regulierungsmassnah-
men nötig. Aber blosses Verbieten hat seine 
Grenzen. Es muss vielmehr pragmatisch da-
für gesorgt werden, dass sich die Risiken in 
Grenzen halten. Es ist wichtig, dass sowohl 
im Elternhaus als auch in der Schule klare 
Verhaltensregeln gesetzt werden: Sie haben 
nämlich auch dann eine Wirkung, wenn sie 
heimlich übertreten werden.

Wie und wo können Jugendliche einen ver-
nünftigen Umgang mit Drogen lernen?  Soll 
Risikokompetenz oder Drogenmündigkeit 
in der Präventionsarbeit vermittelt wer-
den?

	 Ja, das muss angestrebt werden. Aber  es 
muss in einem Umfeld stattfinden, das kin-
der- und jugendgerecht ist. Wie Sie oben 
angedeutet haben, spielen auch Rituale im 
Umgang mit Drogen eine wichtige Rolle. 
Ein ritualisierter Konsum ist zwar nicht von 
vornherein problemlos, aber er setzt dem 
Konsum im Allgemeinen gewisse Grenzen. 
Wir kennen solche Rituale vor allem beim 
Alkohol. Sogar die vor allem früher ver-
breiteten Trinkrituale der Studentenverbin-
dungen mit erheblichem Alkoholkonsum 
haben wegen der hochritualisierten Form 
des Trinkens nicht zukünftige Alkoholiker 
hervorgebracht. Auch ritualisierter Can-
nabiskonsum in einer Gruppe bedeutet ein 
viel kleineres Risiko, als wenn jemand al-
lein versucht, mit dem Konsum von Drogen 
Probleme zuzudecken. Ganz allgemein ist 
der Drogenkonsum, der zur «Lösung» per-
sönlicher Probleme erfolgt, wohl am proble-
matischsten. Hier sind Früherkennung  und 
geeignete Interventionen ganz wichtig.

Ganz allgemein ist der 
Drogenkonsum, der zur 
«Lösung» persönlicher 
Probleme erfolgt, wohl am 
problematischsten.

Folgt aus diesem Bericht, dass die gegen-
wärtige Prohibitionspolitik durch differen-
ziertere Regelungen ersetzt werden muss?

	 Ja, die Prohibition sollte eher durch ein 
Regulierungsmodell ersetzt werden, wie 
wir das beim Alkohol schon lange kennen. 
Wir haben durch eine sehr differenzierte 
Regelung den Alkoholkonsum hier in der 
Schweiz seit Anfang des letzten Jahrhun-
derts drastisch reduzieren können. Solche 
regulierenden Massnahmen betreffend Zu-
gänglichkeit und Handel könnte man auch 
auf die anderen psychoaktiven Substanzen 
übertragen, abgestimmt nach der potenti-
ellen Gefährlichkeit der Substanz. Solange 
keine Schädigung Dritter erfolgt, sollte der 
Konsum nur für bestimmte Altersgruppen, 
in bestimmten Situationen (Verkehr, Ar-
beitsplatz) oder an bestimmten Orten (z.B. 
im  öffentlichen Raum) verboten werden. 
Ansonsten soll man ihn der Selbstverant-
wortung des mündigen Bürgers überlassen.

Wir haben durch eine sehr 
differenzierte Regelung 
den Alkoholkonsum hier 
in der Schweiz seit Anfang 
des letzten Jahrhunderts 
drastisch reduzieren kön-
nen.

Das würde dann eigentlich auch der dama-
ligen Position der DroLeg nahekommen?

	 Ja, wahrscheinlich sind unsere Empfeh-
lungen z.T. nicht allzu weit weg von den 
Forderungen der DroLeg-Initiative; diese 
standen damals allerdings in einem ganz 
anderen Umfeld.

Wie vermittelt man unserer Gesellschaft 
generell eine «vernünftige» Einstellung 
zu Drogen?  D.h. wie vermittelt man die 
fachlich fundierte Überzeugung, dass eine 
staatliche Regulierung und massvolle Tole-
rierung von psychoaktiven Substanzen die 
Gesundheit effizienter schützt als ein striktes 
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Verbot, das letztlich nicht durchgesetzt wer-
den kann?

	 Wenn man mit den Leuten genügend lan-
ge redet und ihnen diese Zusammenhänge 
erklärt, sind solche vernünftigen Anliegen 
durchaus vermittelbar. Das braucht viel Zeit 
und Aufwand. In den 90er Jahren war dies 
in der Schweiz einfacher als heute. Damals 
war leider vorübergehend, drogenpolitisch 
manches möglich, was in den umliegenden 
Ländern nicht möglich war. Diese Son-
derstellung erklärte sich dadurch, dass die 
Schweiz damals eine Spitzenposition sowohl 
bezüglich Drogenkonsums als auch bezüg-
lich Neuerkrankungen an Aids hatte, die we-
sentlich durch intravenösen Drogenkonsum 
mit unsauberen Spritzen verursacht waren. 
Dieser Leidensdruck machte die Leute offen 
für das neue Konzept der Schadensminde-
rung statt blossem Verbot. Leider geht der 
Trend heute wieder in eine andere, repressi-
vere Richtung.

Blockieren wirtschaftliche Interessen einen 
vernünftigeren Umgang mit psychoaktiven 
Substanzen?

	 Natürlich sind die wirtschaftlichen Inte-
ressen gewaltig, sowohl in den legalen Be-
reichen und erst recht in den illegalen, die 
ja gewissermassen eine Karikatur der freien 
Marktwirtschaft sind. Aber auch da zeigt 
das Beispiel der Tabakindustrie, dass ein 
Wandel möglich ist. Das Problem, die wirt-
schaftlichen Interessen der Pharmaindust-
rie in diesem Bereich zu zügeln, haben wir 
wahrscheinlich noch vor uns. 
Und weil es in der Schweiz viel Geld gibt, ist 
sie auch attraktiv für illegale Geschäfte. 

Zur gegenwärtigen Drogenpolitik in der 
Schweiz: Die Hanf-Initiative wurde im 
Parlament abgelehnt und der Versuch eines 
Gegenvorschlages ist gescheitert. Teilen Sie 
die Meinung Ihres Kollegen Felix Gutzwil-
ler, dass damit die letzte Chance, den Can-
nabiskonsum zu entkriminalisieren, vertan 
ist?

	 Ja, die weitere Entwicklung der Canna-
bisgesetzgebung ist nun wohl für lange Zeit 
blockiert – sofern nicht doch noch das Volk 
die Initiative annimmt; das ist frustrierend.  
Statt objektiver Kriterien hat nun wiede-
rum die moralische Werthaltung obsiegt. 
Das Cannabisproblem kann in nächster 
Zeit nicht pragmatisch angegangen werden, 
höchstens die Ausführung des Gesetzes lässt 
noch etwas Spielraum offen, da eine konse-
quente Verfolgung des Konsums gar nicht 

realisierbar ist. Damit werden wir weiterhin, 
je nach Kanton, eine unterschiedliche Praxis 
und damit eigentlich eine auch staatspoli-
tisch bedenkliche Rechtsungleichheit haben.

Statt objektiver Kriteri-
en hat nun wiederum die 
moralische Werthaltung 
obsiegt. 

Wie könnte es nach dem teilrevidierten 
Betäubungsmittelgesetz und abgelehnter 
Hanfinitiative mit der schweizerischen 
Drogenpolitik weitergehen? Muss wieder-
um eine Generation gewartet werden, bis 
der nächste Schritt getan werden kann?

	 Ja, das ist so; was einmal im Gesetz fest-
gelegt ist, bleibt im Allgemeinen für die 
nächsten zehn Jahre. Man wird sich in der 
nächsten Zeit auf kleine, punktuelle Ver-
besserungen beschränken müssen. Frust-
rierend ist auch, dass in der neuen Revision 
des Betäubungsmittelgesetzes wiederum die 
Abstinenz als oberstes Ziel hineingekom-
men ist. Das ist einfach nicht realistisch, 
bei Alkohol und Tabak wird das ja auch 
nicht gefordert. Es ist auch schade, dass zu 
viele Einzelheiten im Gesetz geregelt wer-
den anstatt auf der Verordnungsebene, wo 
schneller auf Veränderungen reagiert wer-
den könnte. Der Konsum von psychoakti-
ven Substanzen ist immer auch Modeströ-
mungen unterworfen. So steht vielleicht in 
einigen Jahren die Cannabisfrage gar nicht 
mehr im Vordergrund, und das eigentliche 
Drogenproblem könnten dann die psycho-
aktiven Medikamente sein. 

Der Konsum von psychoak-
tiven Substanzen ist im-
mer auch Modeströmungen 
unterworfen.

Wie beurteilen Sie die weitere Entwicklung 
der Drogengesetzgebung weltweit?

	 Unter amerikanischem Einfluss herrscht 
immer noch eine sehr repressive Haltung 
vor. Aber es besteht eine Tendenz, dass sich 
die Drogenpolitik der einzelnen Länder ein-
ander angleichen, die sehr repressiven wer-
den ein bisschen weniger repressiv und die 
eher liberalen etwas repressiver. Wo sich das 
ganze einpendelt, ist noch nicht klar. Solche 
Entwicklungen brauchen sehr viel Zeit. Wir 

hoffen, dass unser Bericht über die Diskus-
sion in Fachkreisen, auch über die Grenzen 
der Schweiz hinaus, eine gewisse Ausstrah-
lung auf die Drogenpolitik haben wird. 

Aber es besteht eine Ten-
denz, dass sich die Dro-
genpolitik der einzelnen 
Länder einander anglei-
chen, die sehr repressiven 
werden ein bisschen weni-
ger repressiv und die eher 
liberalen etwas repressi-
ver.

Herr van der Linde, wir danken Ihnen für das 
Gespräch.
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Der Bericht hat denn auch den Titel «Von 
der Politik der illegalen Drogen zur Poli-
tik der psychoaktiven Substanzen». Der 
Kerngedanke dieser Studie ist folgendes: 
Einerseits sollten alle «Drogen» im weiten 
Sinne, d.h. alle psychoaktiven Substanzen 
in gleicher Weise beurteilt werden, näm-
lich nach ihren objektiven, medizinischen 
Risiken und andererseits soll berücksichtigt 
werden, welcher Gebrauch von allen diesen 
Substanzen gemacht wird. Ob es sich um 
risikoarmen gelegentlichen Konsum, um 
problematischen Konsum oder um schwere 
Abhängigkeit handelt. 

Damit ergibt sich ein weites Spektrum für 

das regulierende Eingreifen des Staates. An-
statt einer simplen Verbotspolitik, wie wir 
sie heute haben, wäre eine differenzierte 
Regulierung nach objektiven Kriterien an-
gesagt, die sich nicht nur um die illegalen 
Drogen kümmert, sondern in gleicher Wei-
se auch um die hiesigen traditionellen Dro-
gen Alkohol und Tabak und  um die von der 
Pharmaindustrie hergestellten psychoakti-
ven Substanzen. 

Die Art der staatlichen Massnahmen, die in 
bezug auf die illegalen Drogen heute durch 
das Vier-Säulen-Modell charakterisiert wer-
den, sollte auf alle psychoaktiven Substanzen 
angewendet werden (die 2. Dimension) und 

zudem von der Art des Konsumes abhängen 
(die 3. Dimension). Die Art aller Massnah-
men in dem erweiterten Drogenbereich 
lässt sich daher in einem dreidimensionalen 
Raum d.h. in einem Würfel darstellen. An 
welchen Stellen in diesem Würfelmodell es 
wieviel Repression oder Prävention braucht, 
das muss politisch ausgehandelt werden, 
aber es wäre dann nicht mehr eine Frage der 
Ideologie.

Diese Studie ist auch als Buch erhältlich:

Von der Politik der illegalen Drogen zur Politik 
der psychoaktiven Substanzen, Hrsg: Eidgenössi-
sche Kommission für Drogenfragen. Verlag Hans 
Huber, Bern 2006.

*

*

Die Homepage kommt schon ganz ordent-
lich daher, es sind noch einige Kinderkrank-
heiten auszumerzen und natürlich werden 
die Aktualisierungen noch vervollständigt. 
Wir hatten das Glück, dass uns ein wohlge-
sinnter Computerspezialist die Arbeit gratis 
gemacht hat, dafür braucht es jeweils ein 
wenig mehr Geduld. Der Vorstand möchte 
an dieser Stelle natürlich auch ganz herzlich 
Danke sagen! 

Auch danken wir der Logoentwicklerin 
Alexandra Lüthi von der Werbeagentur 
www.artischock.net. Sie ist auch verant-
wortlich für den neuen Auftritt des DroLeg-
Infos in Zusammenarbeit mit dem VS. 
Ein neues Logo und Briefpapier sind nicht 

ganz einfach, da gibt es auf der einen Sei-
te die Designer, auf der anderen Seite viele 
VS-Mitglieder; alle Ideen und Vorstellungen 
müssen dann unter einen Hut gebracht wer-
den. 

Die DroLeg nahm wieder an der Cannatra-
de teil, wie jedes Jahr. Der Bericht dazu ist 
auf unserer Homepage nachzulesen. Der VS 
tagte in diesem Jahr bereits intensiver, auch 
hinsichtlich der bevorstehenden Abstim-
mung der Hanfinitiative. Es bildeten sich 
bereits einige Arbeitsgruppen, so die AG 
Homepage/Logo, die AG DroLeg-Info und 
die AG Fakten und Zahlen.  
Die finanzielle Situation war eher rückläu-
fig, da wir aber im letzten Jahr wenig Akti-

vitäten gegen aussen hatten, war dies keine 
Überraschung und auch keine grosse Belas-
tung. Damit sich die DroLeg  wieder ver-
mehrt «einmischen» kann, hoffen wir, dass 
sich auch unsere Mitglieder und Spender 
wieder mehr an der DroLeg beteiligen und 
sei es mit einem Zustupf in Form von klin-
genden Münzen.

So bedankt sich der gesamte VS für die 
langjährige Unterstützung vieler Mitglieder 
und Spender und hofft, dass wir in diesem 
Herbst doch ein Achtungsresultat mit der 
Unterstützung der Hanfinitiative erreichen 
können. 

Für den VS, Susanna Siegrist, Sekretariat 

Nach der GV 07 war klar, dass sich die Droleg im Hinblick auf die Hanfinitiative 
wieder etwas erneuern und aktivieren will. Nun haben wir ein neues Logo und eine 
neue, übersichtlichere Homepage. 

Rückblick
DroLeg 
2007/08

Unter dieser Adresse hat die Eidgenössische Kommission für Drogenfragen (Präsident  
Dr. François van der Linde) 2005 einen Bericht im Internet veröffentlicht, der die 
bisherige Drogen(verbots)politik radikal verändern könnte. 

COMIC



Aufruf Spenden 
für die Abstim-
mungskampag-
ne Pro Jugend-
schutz

An der GV werden wir auch über die Akti-
vitäten der DroLeg zur Abstimmungskam-
pagne informieren.
Geplant und in Arbeit sind eine grössere 
Podiumsveranstaltung, ein Argumentarium 
«Fakten und Zahlen», umfangreichere Dro-
Leg-Infos, sowie Teilnahme mit unseren 
Leuten an Podien. 

Einige Projekte hängen natürlich von unse-
ren finanziellen Möglichkeiten ab. Deshalb 
bitten wir um finanzielle Unterstützungen.

Auch bitten wir unsere Mitglieder, den Mit-
gliederbeitrag 2008 zu entrichten, damit wir 

unsere Infrastrukturen (Sekretariat, Home-
page, Drucksachen, etc.) weiterhin finanzie-
ren können.

8

GV DroLeg, 
20.8.2008

Es sind alle Mitglieder 
und Adressaten dieses 
DroLeg-Infos herzlich ein-
geladen, an dieser Veran-
staltung teilzunehmen.

GV 2008 DroLeg

Traktanden:
Begrüssung
Protokoll 2007 GV
Rechungsbericht
Rechnungsabnahme
Wahl des Vorstandes
Wahl Revisorenstelle
Kurzer Rückblick/Ausblick

Der statutarische Teil findet 
von 19.30-20.00 Uhr statt.

Das Referat beginnt um 20.00 Uhr

Hauptthema: 

Abstimmung Initiative 
Pro Jugendschutz

Referent
Geri Müller, 
Nationalrat Grüne Partei, 

Moderation
Renato Maurer, VS-Mitglied DroLeg

LINKS		       www.projugendschutz.ch +++ www.betaeubungsmittelgesetz.ch 
+++ www.nas-cpd.ch +++ www.encod.org

IMPRESSUm Herausgeber: DroLeg Dachverband für eine vernünftige Drogenpolitik, Sekretariat, Tobelstrasse 20, 9246 Niederbüren, www.droleg.ch, sekretariat@droleg.ch, 
Postkonto-Nummer:  80-36371-6, Gestaltung: www.artischock.net
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Unsere Mitgliederbeiträge

Einzelpersonen: Fr. 60.00/Jahr
Einzelperson nicht erwerbstätig 
Fr. 30.00/Jahr
Organisationen/Jur. Personen		
Fr. 150.00/Jahr
Spenden sind in jeder Höhe gern gesehen 
Postkonto-Nummer: 80-36371-6

Termin-
kalender

AUGUST

20. August 2008
19.30 Uhr GV DroLeg 
20.00 Uhr Referat mit Geri Müller, 
Nationalrat für die Grünen zum Thema:

«Für eine vernünftige Hanf-Politik mit 
wirksamem Jugendschutz»

Sitzungsort: Arud Geschäftsstelle, Konrad-
strasse 32, 8005 Zürich

Oktober 

Podiumsveranstaltung zur 
Abstimmung November

Nähere Infos zu Orte etc. auf der Home-
page www.droleg.ch und im nächsten
Droleg-Info

November

30. November
Abstimmung zur Betäubungsmittelrevision 
und Hanfinitiative


